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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 3247 vom 13. Dezember 2019 
der Abgeordneten Angela Lück und Christina Weng   SPD 
Drucksache 17/8234 
 
 
 
Können schwer kranke Kinder in NRW angemessen versorgt werden? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) hat anläss-
lich ihres in der vergangenen Woche (04.12.19) eröffneten Jahreskongresses auf die besorg-
niserregende Versorgungssituation in der Kinderintensivpflege hingewiesen.  
 
Wie die DIVI berichtet, habe zuletzt eine Studie der Universität zu Köln offengelegt, dass es 
durch den Betten- und Personalmangel zu Versorgungsengpässen für die Jüngsten der Ge-
sellschaft und damit vielerorts zu prekären Situationen komme. Regelmäßig müssten Kinder 
notgedrungen in Kliniken gebracht werden, die zum Teil über hundert Kilometer vom Wohnort 
entfernt liegen. Auch die Rate an erkrankten Kindern, die von einer wohnortnahen Kinderin-
tensivstation abgelehnt wurden, nehme jährlich zu. Die Ergebnisse einer DIVI-Umfrage aus 
dem vergangenen Jahr belegen, dass rund ein Viertel der für die Erhebung erfassten Kinder-
intensivstationen mindestens 50 bis 100 Kinder pro Jahr ablehnen mussten. 
 
In vielen Kinderkliniken fehle es nicht zwangsläufig an notwendigen Behandlungsbetten. Aber 
es fehle massiv an Pflegenden, die zum Teil schwer kranke Kinder in diesen Betten betreuen 
könnten. 
 
Die DIVI argumentiert, dass die extrem hohen Vorhaltekosten von Kinderkliniken bei saisonal 
stark variablen Belegungszahlen finanziell nicht im DRG-System abgebildet seien. Beispiels-
weise dauerten Maßnahmen bei Kindern oft länger als bei erwachsenen Patienten. 
 
Deshalb fordern die Mediziner eine Anpassung des seit 2004 geltenden Fallpauschalensys-
tems in der Kindermedizin, um die Abteilungen besser und vor allem bedarfsgerechter finan-
zieren zu können. Auch eine bessere Bezahlung der Pflegekräfte müsse durchgesetzt werden, 
um dem immer gravierender werdenden Mangel an Pflegekräften entgegenzuwirken. So könn-
ten die vorhandenen Pflegekräfte gehalten werden und durch Steigerung der Attraktivität neue 
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angeworben werden. Zusätzlich spitze sich die Situation durch die Abschaffung der Kinder-
krankenpflege als Ausbildung zugunsten der generalistischen Pflegeausbildung immer weiter 
zu. Hierdurch könne es zu einem zusätzlichen Versorgungsproblem kommen, so der Verband. 
 
Seit einiger Zeit wird auch in den Medien über unhaltbare Zustände bei der Versorgung schwer 
kranker Kinder in der Intensivmedizin berichtet1. Es ist sogar von einem hohen Risiko für Leib 
und Leben der Kinder die Rede. Immer wieder wird auf die falschen Anreize hingewiesen, die 
das Fallpauschalensystem schaffe. 
 
Auch Bundespolitiker haben bereits eine Abschaffung bzw. Anpassung des Fallpauschalen-
systems im Hinblick auf die stationäre Versorgung von Kindern gefordert. Bundesgesundheits-
minister Spahn äußerte sich in seiner Eröffnungsrede beim Kongress der DIVI am 04.12.19 
jedoch dahingehend, am DRG-System festhalten zu wollen. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 3247 mit Schreiben 
vom 15. Januar 2020 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration sowie der Ministerin für Kultur und Wissenschaft 
beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Situation in der Kinderintensivpflege stellt derzeit landesweit ein großes Problem dar, das 
die Landesregierung sehr ernst nimmt. Es fehlt an qualifizierten Fachkräften, was dazu führt, 
dass Krankenhausbetten mangels Pflegepersonal häufig nicht belegt werden können. Die Kin-
derintensivpflege ist für Krankenhäuser wirtschaftlich nicht attraktiv, da dieser betreuungsin-
tensive Bereich hohe Vorhaltekosten erfordert, die deutschlandweit durch das DRG-System 
nicht ausreichend refinanziert werden.  
 
 
Das Problem wurde bereits mehrfach an das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen herangetragen.  
 
Es haben bereits Gespräche zwischen dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen und Vertretern von GKind (einem Zusammenschluss der 
Träger von Kinderkrankenhäusern, Kinderabteilungen und Sozialpädiatrischen Zentren) sowie 
Vertretern diverser (Universitäts-)Kliniken stattgefunden.  
 
Mit Blick auf die zukünftige Planung der Kinder- und Jugendmedizin wird es nach Auswertung 
des vorliegenden Krankenhausgutachtens im neuen Krankenhausplan darum gehen, Struktu-
ren zu schaffen, um eine effiziente Krankenhausplanung und die bestmögliche Qualität der 
medizinischen Versorgung auch für die Kinder- und Jugendmedizin zu erreichen. Der neue 
Krankenhausplan wird gemeinsam mit dem Landesauschuss für Krankenhausplanung entwi-
ckelt. 
 
 
 

                                                
1 https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/kindermedizin-101.html,  
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Notfallmediziner-Fuer-Kinder-fehlt-das-Geld,notfallmedi-
zin130.html  

https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/kindermedizin-101.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Notfallmediziner-Fuer-Kinder-fehlt-das-Geld,notfallmedizin130.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Notfallmediziner-Fuer-Kinder-fehlt-das-Geld,notfallmedizin130.html
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1. Wie schätzt die Landesregierung die Versorgungssituation in der Kinderintensiv-
pflege in NRW ein? 

 
Das in Auftrag gegebene Gutachten zur Krankenhauslandschaft in Nordrhein-Westfalen un-
tersuchte auch die Versorgungssituation der Kinder- und Jugendmedizin auf regionaler Ebene. 
Auf Basis der Auswertungen ist die kinder- und jugendmedizinische Versorgung für das Land 
grundsätzlich sichergestellt. In nahezu allen Landesteilen sind Krankenhäuser mit kinder- und 
jugendmedizinischen Leistungen in einer Fahrtzeit von 45 Minuten erreichbar. In der Rhein-
Ruhr-Schiene zeigen sich zudem Anzeichen für Überversorgung.  
 
Insgesamt halten von 74 Krankenhausstandorten, die kinder- und jugendmedizinische Leis-
tungen anbieten, 69 Standorte ebenfalls Intensivkapazitäten vor. Da der aktuell geltende Kran-
kenhausplan 2015 nicht zwischen Intensivbetten für Erwachsene und Kinder differenziert, ist 
es kurzfristig nicht möglich festzustellen, ob an allen 69 Standorten auch Intensivkapazitäten 
für Kinder vorgehalten werden.  
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen wird 
entsprechende Daten erheben. 
 
 
2. Wie viele Kinder in NRW hätten eigentlich aus Kapazitätsgründen auf Kinderinten-

sivstationen in NRW pro Jahr abgelehnt werden müssen bzw. mussten weiterver-
wiesen werden? Bitte einzeln nach Krankenhaus und Ressourcenmangel (Pflege-
personal, Betten, Beatmungsmöglichkeiten) auflisten. 

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine entsprechenden Daten vor. In der Kürze der Zeit war 
eine umfassende Abfrage, die zur Beantwortung der Frage erforderlich ist, nicht möglich. 
 
 
3. Wie schätzt die Landesregierung die Personalsituation in der Kinderkranken-

pflege in NRW ein? 
 
Die Landesberichterstattung Gesundheitsberufe NRW 2017 hat die Ausbildungs- und Be-
schäftigungssituation u. a. in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege untersucht. Demnach 
fehlten im Jahr 2018 in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege insgesamt 665 Pflegefach-
kräfte. Aufgrund verstärkter Ausbildungsbemühungen konnte im Jahr 2019 im Vergleich zum 
Vorjahr eine Steigerung der Ausbildungszahlen in der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege 
um 410 zusätzliche belegte Ausbildungsplätze erreicht werden. Die Erhöhung der Ausbil-
dungs-zahlen in der Pflege ist ein wesentliches Element, um die notwendigen Personalbedarfe 
in allen pflegerischen Bereichen zu decken. 
 
Auch aufgrund von Änderungen der rechtlichen Bestimmungen (des ab 1. Januar 2020 in Kraft 
getretenen Pflegeberufegesetzes) werden künftig an den Pflegeschulen mehr Lehrkräfte mit 
einer pädagogischen Qualifikation auf Masterniveau benötigt.  
 
Am 7. November 2019 hat die Landesregierung der Kabinettvorlage der Ministerin für Kultur 
und Wissenschaft zum Ausbau von Studienplätzen u. a. im Bereich der Pflegepädagogik zu-
gestimmt. Der Ausbau der Studienplätze in der Pflegepädagogik ist in Gesprächen zwischen 
dem Ministerium und den beteiligten Hochschulen vorbereitet worden und erfolgt bereits ab 
dem laufenden Wintersemester. Die notwendigen Mittel für die Aufstockung der Studienplätze 
werden anteilig aus Landesmitteln und aus den Etats der beteiligten Hochschulen bereitge-
stellt. 
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4. Welche Nachteile bringt nach Ansicht der Landesregierung das DRG-Fallpauscha-
lensystem für die Arbeit der Kinderintensiv-pflege mit sich? 

 
Als Hauptursachen der Verschlechterung der Situation in der Kinder-intensivpflege werden 
zum einen der zunehmende ökonomische Druck, der auf den Krankenhäusern lastet und zum 
anderen der bestehende Personalmangel gesehen. Zudem werden die Leistungen der Kinder- 
und Jugendmedizin im DRG-Vergütungssystem nicht ausreichend abgebildet. Hinzu kommt, 
dass die Krankenhäuser in den vergangenen Jahren deutlich zu wenige Gesundheits- und 
Krankenpfleger und Kinderkrankenpfleger ausgebildet haben. Insbesondere im Bereich der 
Kinderintensivpflege herrscht Fachkräftemangel. 
 
Die mit dem Pflegepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) eingeführte Ausgliederung der Pflege-
personalkosten aus dem bisherigen DRG-System ab dem Jahr 2020 ist ein erster Schritt zur 
finanziellen Entlastung von Krankenhausträgern und wird begrüßt, da eine voll-ständige Refi-
nanzierung der Pflegepersonalkosten unabhängig der Fallpauschalen gewährleistet ist. 
 
 
5. Welche Anreize sieht die Landesregierung als sinnvoll an, um die oben beschrie-

benen Probleme in der Kinderintensivpflege (Pflegemangel, Kosten durch DRG-
System nicht deckbar) zu beheben? 

 
Die Landesregierung unternimmt vielfältige Maßnahmen, um sowohl die Attraktivität der Aus-
bildungen in der Pflege als auch die Attraktivität der Pflegeberufe zu steigern. Das Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen hat in einem intensiven 
Prozess mit den an der Pflegeausbildung beteiligten Akteuren die notwendigen Vorarbeiten 
zur Umsetzung der neuen Pflegeausbildung vorangetrieben. Die neue Pflegeausbildung ge-
mäß dem Pflege-berufegesetz ist nach Auffassung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen der richtige Weg, um die Ausbildung attraktiver 
und zukunftssicher zu gestalten und damit die Versorgungsqualität nachhaltig zu sichern. 
Hierzu leistet auch der zuvor beschriebene und bereits angelaufene Ausbau der Studienplätze 
in der Pflegepädagogik einen unabdingbaren Beitrag. 
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen hat be-
reits im Mai 2018 gemeinsam mit der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen und den 
gesetzlichen Krankenkassen einen Appell an die Geschäftsführungen der Kranken-häuser 
und an die Schulleitungen der (Kinder-)Krankenpflegeschulen in  
 
Nordrhein-Westfalen gerichtet. Mit diesem gemeinsamen Schreiben ist es gelungen, die Aus-
bildungszahlen sowohl in der Gesundheits- und Krankenpflege als auch in der Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflege deutlich zu steigern: Im Jahr 2019 konnten in der Gesundheits- und 
Krankenpflege in Nordrhein-Westfalen im Vergleich zum Jahr 2018 (Stichtag: jeweils der 1. 
Oktober) insgesamt 377 zusätzliche Ausbildungsplätze belegt werden.  
 
In der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege waren es im Vergleich zum Vorjahr sogar 410 
zusätzlich belegte Ausbildungsplätze. 
 
Darüber hinaus ist das PpSG ein weiterer wichtiger Schritt, um die Ausbildungs- und Beschäf-
tigungssituation in der Pflege deutlich zu verbessern. Das Land Nordrhein-Westfalen hat sich 
zudem engagiert in die „Konzertierte Aktion Pflege“ eingebracht. In dieser gemeinsamen Ak-
tion von Bund, Ländern und allen weiteren an der Pflege beteiligten Akteuren (u. a. Verbände 
der Pflegeeinrichtungen, Krankenhäuser, Kassen und Sozialpartner) wurden gemeinsam kon-
krete Maßnahmen zur Fachkräftegewinnung und zur Verbesserung der Situation der beruflich 
Pflegenden entwickelt und deren Umsetzung verbindlich festgehalten. So hat beispielsweise 
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die Arbeitsgemeinschaft 2 der Konzertierten Aktion Pflege, an der das Ministerium für Arbeit, 
Gesund-heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen beteiligt war, die deutliche Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen zum Ziel.  
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, das 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen und die weiteren 
beteiligten Akteure auf Landesebene setzen den weiteren Austausch zur Fachkräftesicherung 
in der Pflege kontinuierlich fort. 
 
Angesichts von Fehlanreizen und der ungenügenden Berücksichtigung unterschiedlicher Ver-
sorgungsstufen im DRG-Vergütungssystem wurde im Rahmen der 92. Gesundheitsminister-
konferenz am 5./6. Juni 2019 beschlossen, dass im Jahr 2020 eine Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zur Weiterentwicklung der Krankenhausfinanzierungsstrukturen eingerichtet wird. Ziel 
der Arbeitsgruppe ist die Erarbeitung von Eckpunkten u. a. auch zur Problematik in der Kinder- 
und Jugendmedizin. 
 


